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Anwalt PREMIUM komplett
Exklusiv-Angebot für Neukundinnen und Neukunden

Anwalt PREMIUM – das Startmodul für Anwälte
Anwalt PREMIUM ist perfekt für die vielseitig aufgestellte kleinere Anwaltskanzle mit hohem Niveau. 
Mit diesem Angebot erhalten Sie als Neukunde nicht nur das komplette zivilrechtliche Rüstzeug mit 
Highlights wie den BeckOK BGB und Musielak/Voit, ZPO sondern auch das Beste aus 10 Rechtsgebieten 
zum einmaligen Preis. 

Grundmodul Zivilrecht   
BeckOK BGB Hrsg. Hau/Poseck, Musielak/Voit, ZPO,
Beck´sches Formularbuch Bürgerliches, Handels- und Wirtschaftsrecht,
Hrsg. Hoffmann-Becking/Gebele sowie weitere wichtige Kommentare
und Handbücher, Arbeitshilfen und, Formulare und Rechtsprechung.  

10 Ergänzungsmodule (inklusive) 
Anwaltsrecht | Arbeitsrecht | Bau- und Architektenrecht | Familien-
und Erbrecht | Handels- und Gesellschaftsrecht | Miet- und WEG-Recht    schon ab € 38,–/Monat 
Sozialrecht | Strafrecht | Straßenverkehrsrecht | Verwaltungsrecht (1 Nutzer, zzgl. MwSt, 6-Monats-Abo)

    
*  Das Angebot ist nur bis zum 31.10.2022 und nur für Neukundinnen und Neukunden buchbar. Neukundin und Neukunde ist, wer in den letzten 6 Monaten 

vor der Buchung kein kostenpflichtiges beck-online Abonnement hatte, ausgenommen sind Abonnements von BeckDirekt, Zeitschriftenmodule, Gesetzesmodule, 
Fachdienste. Das Abonnement endet automatisch nach einer bezahlten Laufzeit von 6 Monaten.

JETZT 
4 Wochen 
kostenlos 
testen
beck-online.de

Bis 31.10.2022
bestellen und

Vorteile sichern
beck-shop.de/

14410008

 facebook.com/verlagchbeck |  twitter.com/beckonlinede
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Das Tarifeinheitsgesetz vor dem EGMR 

Das Tarifeinheitsgesetz und kein Ende. Nunmehr hat sich auch der EGMR mit dem 
Gesetz befasst und es – nicht einstimmig – für vereinbar mit der EMRK erklärt (NZA 
2022, 1058, in diesem Heft). Das gilt jedenfalls mit den Einschränkungen mit denen 
das BVerfG (NZA 2017, 915) das Gesetz für verfassungskonform erklärt hat. In 
Folge dieser Entscheidung hatten sich die Beschwerdeführer an den EGMR gewandt, 
der § 4a TVG für mit der EMRK vereinbar erklärt hat. Die Entscheidung ist aufgrund 
der bisherigen Rechtsprechung des EGMR nicht völlig überraschend. 
 
Den Eingriff in das durch Art. 11 II EMRK geschützte Recht auf Kollek-
tivverhandlungen durch § 4a TVG hielt der EGMR für gerechtfertigt. War 
die Diskussion über die Verfassungsmäßigkeit des Tarifeinheitsgesetzes 
noch von Überlegungen geprägt, die bereits die Legitimität der vom Ge-
setzgeber verfolgten Ziele in Frage stellten, finden diese beim EGMR kein 
Gehör. Es sei legitim für ein gewisses Maß an Befriedung und Solidarität 
bei Tarifauseinandersetzungen im Betrieb zu sorgen. Die Ordnungsfunk-
tion des Tarifvertrags findet so wohl ihre Anerkennung durch den EGMR, 
jedenfalls soweit der Gesetzgeber sie als Rechtfertigungsgrund nutzt. Ge-
werkschaften von Berufsgruppen mit Schlüsselpositionen daran zu hin-
dern, auf Kosten der übrigen Belegschaft ihre Interessen durchzusetzen, sei legitim. 
Auch wenn der EGMR sich hinsichtlich der Vielfalt der Tarifsysteme in den Mit-
gliedstaaten zurückhält, darf man wohl konstatieren, dass er mit der in Deutschland 
vorherrschenden Sichtweise der Tarifautonomie als kollektiv ausgeübten Privatauto-
nomie nicht allzu viel anzufangen weiß. Bei der Regelung der Tarifeinheit den Aus-
gleich der widerstreitenden Interessen vorzunehmen, sieht der EGMR als eine durch 
den Einschätzungs- und Beurteilungsspielraum des Gesetzgebers geschützte Ent-
scheidung an. Er verweist dabei auch darauf, dass es kein allgemeines Verständnis 
der Vertragsstaaten der EMRK gebe, dass repräsentative Tarifverträge andere Tarif-
verträge nicht verdrängen dürften. Tarifpluralität ist kein „common ground“. Als 
Folge nimmt der EGMR den Kontrollmaßstab deutlich zurück. Ob der BVerfG ver-
langte Minderheitenschutz notwendig ist, um die Vereinbarkeit mit der EMRK ab-
zusichern, scheint offen zu bleiben. Wichtig ist dem EGMR aber – ebenso wie dem 
BVerfG – der Hinweis, dass nach seiner Lesart das Recht, Arbeitskampfmaßnahmen 
zu ergreifen, durch das Gesetz nicht berührt wird. 
 
Was bleibt? Ganz sicher nicht die verbreitete Rezeption von Entscheidungen wie der 
vorliegenden, der EGMR habe das Gesetz „bestätigt“. Er stellt lediglich fest, was 
eigentlich selbstverständlich sein sollte, nämlich dass ein staatliches Gesetz die 
EMRK nicht verletzt. Ein Gütesiegel für das Gesetz liegt darin nicht. Befriedet wird 
die Materie auch nicht wirklich, weil die unübersehbaren praktischen Probleme bei 
der Anwendung von § 4a TVG bleiben. Und schließlich ist zu berücksichtigen, dass 
das Verfahren vor dem EGMR noch nicht ausgeschöpft ist, weil eine Anrufung  
der Großen Kammer noch möglich ist. Ungeachtet dessen bleibt die rechtspolitische 
Kritik am Gesetz möglich und wird sicher bleiben. 
 

Professor Dr. Daniel Ulber, Halle 


